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Vorbemerkungen 
Die Deutsche Krebsgesellschaft e.V. (DKG) ist sich des hohen Drucks auf die Finanzen der Gesetzlichen 

Krankenversicherung (GKV) bewusst und begrüßt vor diesem Hintergrund die Anstrengungen der 

Bundesregierung, die GKV finanziell zu entlasten. Bei allem Verständnis für die schwierige Situation 

muss aber trotzdem sichergestellt werden, dass die vorgesehenen Sparmaßnahmen keinen negativen 

Einfluss auf die weitere Entwicklung der Versorgungslage in Deutschland nehmen. Die DKG nimmt 

dabei besonders das Krebsgeschehen in den Blick. In diesem Sinne möchten wir die folgenden Punkte 

zu bedenken geben. 

Gerne hätten wir zu dem vorliegenden Referentenentwurf eine ausführlichere Stellungnahme 

abgegeben. Aufgrund der kurzen Stellungnahmefrist konnten wir alle relevanten Aspekte nur in einem 

begrenzten Maß in der gebotenen Tiefe berücksichtigen. Wir bedauern vor diesem Hintergrund 

insbesondere, dass eine umfassende Beteiligung der Verbände nicht möglich war, die eine breitere 

fachliche Einordnung gewährleisten hätte können. 

 

 

Stellungnahme 

1. Artikel 1, Absatz 7, Alternative 2 
Beabsichtigte Neuregelung 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) wird beauftragt, bis zum 31.12.2027 auf Grundlage des 

aktuellen Stands der medizinischen Erkenntnisse die von ihm nach §92 Absatz 2 Fünftes Buch 

Sozialgesetzbuch (SGB V) getroffenen Regelungen zu Früherkennungsuntersuchungen auf Hautkrebs 

unter Berücksichtigung eines möglichen risikobasierten, opportunistischen Screenings und einer 

möglichen Anpassung der Häufigkeit zu überprüfen. 

 

Stellungnahme 

Die DKG setzt sich sowohl in der politischen Debatte als auch durch ihre eigenen Produkte – 

medizinische Leitlinien und die Zertifizierung von Krankenhäusern, die aus den Leitlinien abgeleitete 

Qualitätskriterien erfüllen – für evidenzbasierte medizinische Maßnahmen ein. In diesem Sinne 

unterstützen wir die beabsichtigte Überprüfung der Früherkennungsuntersuchung auf Hautkrebs 

durch den G-BA. Insbesondere die mögliche Umgestaltung zu einem risikobasierten, opportunistischen 

Screening bewerten wir positiv. Zu der ebenfalls vorgeschlagenen Verlängerung des 

Untersuchungsintervalls hingegen lassen sich aufgrund mangelnder Evidenz keine Aussagen treffen; 

hier bestünde also zusätzlicher Forschungsbedarf. Ohne solide Evidenzgrundlage sollten jedoch keine 

Änderungen am Früherkennungsprogramm vorgenommen werden. 

Prinzipiell ist die Früherkennungsuntersuchung nicht isoliert zu betrachten und bewerten. Sie muss 

vielmehr als ein Baustein eines umfassenderen Ansatzes zur Hautkrebsprävention betrachtet werden. 

Dazu zählen die konsequente Aufklärung über die Risiken von UV-Strahlenexposition, die Bedeutung 

der eigenen Aufmerksamkeit gegenüber Hautveränderungen und die individuell möglichen 

Präventionsmaßnahmen ebenso wie die Unterstützung eines möglichst risikolosen Verhaltens, 

beispielsweise durch Schaffung verschatteter Bereiche an sonnenexponierten Orten, insbesondere im 
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beruflichen Kontext. Unabhängig vom Ergebnis der Überprüfung des Screenings muss dies in der 

öffentlichen Kommunikation von allen Beteiligten betont werden, um dem Eindruck vorzubeugen, die 

Hautkrebsvorsorge sei kein wichtiges Thema.  

 

Änderungsvorschlag 

Angesichts der Evidenzlage und der vorgesehenen Prüffrist, die eine umfassende Beforschung der 

Untersuchungsintervalle nicht zulassen dürfte, sollte in Erwägung gezogen werden, in §25 Absatz 4 

Satz 7 Alternative 2 SGB V (neu) die Worte „und einer möglichen Anpassung der Häufigkeit der 

Untersuchungen“ zu streichen. 

 

2. Artikel 1, Absatz 37 
Beabsichtigte Neuregelung 

Durch die beabsichtigten Änderungen an §92a SGB V wird der Innovationsausschuss beim G-BA 

signifikant umgestaltet. Die Regelungen umfassen: 

- Eine Vereinheitlichung der Verfahren zur Auswahl von Vorhaben zur Förderung; insbesondere 

entfällt das zweistufige Verfahren. Die maximale Laufzeit der Vorhaben wird auf vier Jahre 

vereinheitlicht. 

- Die Festlegung des Fördervolumens auf 100 Millionen Euro ab 2027; dies stellt eine 

Verstetigung des 2026 abgesenkten Fördervolumens dar und bedeutet eine Halbierung des 

eigentlich vorgesehenen Fördervolumens von 200 Millionen Euro. Entsprechend sinkt auch die 

zur Förderung der (Weiter-)Entwicklung ausgewählter medizinischer Leitlinien, für die in der 

Versorgung besonderer Bedarf besteht, mindestens vorgesehene Summe von 5 Millionen Euro 

auf 2,5 Millionen Euro. 

- Der Innovationsfonds wird zukünftig nur noch aus der Liquiditätsreserve des 

Gesundheitsfonds finanziert. 

- Nicht verausgabte Mittel verbleiben zukünftig nicht mehr im Innovationsfonds, sondern 

werden an den Gesundheitsfonds zurückgeführt; zudem werden 2027 einmalig die bereits 

angesammelten, nicht verausgabten Mittel des Innovationsfonds an den Gesundheitsfonds 

zurückgeführt.  

 

Stellungnahme 

Die Mittelkürzungen beim Innovationsfonds lehnen wir ab. Über 13% der geförderten Projekte haben 

einen onkologischen Bezug. In der Onkologie besteht hoher Bedarf an sektorenübergreifenden 

Modellen, Koordination komplexer Therapien und der Integration neuer Technologien. Der 

Innovationsfonds – ein auch im internationalen Vergleich sehr großes 

Versorgungsforschungsprogramm mit systemischer Steuerungsfunktion – trägt damit maßgeblich 

dazu bei, die wichtigsten Strukturherausforderungen in der Onkologie zu adressieren. 

Gleichzeitig demonstriert die Onkologie, welchen Mehrwert der Innovationsfonds schaffen kann. Zum 

einen liefern onkologische Projekte überdurchschnittlich häufig harte Endpunkte (wie Überleben oder 

Hospitalisierung) und systemische Effekte (wie Strukturreformen und Qualitätsindikatoren). Zum 
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anderen können Investitionen in onkologische Innovationsfondsprojekte positive Effekte für das 

gesamte Gesundheitssystem haben, da die Innovationen gut auf andere Bereiche übertragbar sind. 

Eine Kürzung des Innovationsfonds droht somit, hochrelevante Strukturinnovationen zu verhindern. 

Allerdings muss auch anerkannt werden, dass der Innovationsfonds Weiterentwicklungspotenzial hat. 

Dabei geht es besonders darum, sicherzustellen, dass Projekte mit positiven Ergebnissen ihren Weg in 

die Praxis finden. Nur dann kann der Innovationsfonds seinen Nutzen für die Verbesserung der 

Versorgung in Deutschland voll entfalten.  

 

Änderungsvorschlag 

Die vorgeschlagenen Mittelkürzungen sind zu streichen, und zwar sowohl die Verringerung des 

Fördervolumens (§92a Absatz 3 Satz 1 SGB V (neu)) als auch die Abschöpfung der nicht verausgabten 

Fördersummen (§92a Absatz 3 Satz 5 & 6 SGB V (neu)).  

Stattdessen ist der Innovationsfonds zu stärken, und zwar durch: 

- Einführung verbindlicher Transferpfade, um sicherzustellen, dass erfolgreiche Projekte 

tatsächliche Auswirkungen auf die Versorgungspraxis haben; 

- Finanzielle Anschubregelungen für erfolgreiche Modelle; 

- Verkürzung der Entscheidungszeiten; 

- Monitoring der Implementierung nicht nur der Projekte, sondern auch der tatsächlichen 

Umsetzung in der Versorgung. 

Durch diese Schritte ließe sich der Innovationsfonds noch stärker zu einem Innovationsmotor für die 

Gesundheitsversorgung in Deutschland entwickeln. 
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